
 621.111 

  1 

Verordnung  
zum Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer 

Vom 7. Dezember 1994 

Der Regierungsrat des Kantons Aargau, 

in Ausführung des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer (DBG) 
vom 14. Dezember 1990 1) sowie gestützt auf § 2 des Dekretes über die 
durch den Staat zu beziehenden Gebühren vom 23. November 1977 2), 3) 

beschliesst: 

A. Behörden 

§ 1 
Das Kantonale Steueramt versieht alle Obliegenheiten der kantonalen 
Verwaltung für die direkte Bundessteuer im Sinne des Bundesgesetzes 
über die direkte Bundessteuer vom 14. Dezember 1990 (DBG). 

§ 2 
Der Vollzug des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer vom 
14. Dezember 1990 wird den folgenden Organen übertragen: 
a) dem Kantonalen Steueramt; 
b) den Steuerkommissionen der Gemeinden; 
c) dem Steuerrekursgericht; 
d) dem Verwaltungsgericht; 
e) den Gemeinderäten. 

                                                                                                                    

 1) SR 642.11 
 2) SAR 661.110 
 3) Fassung gemäss Verordnung vom 18. November 1998, in Kraft seit 1. Januar 

1999 (AGS 1998 S. 315). 
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B. Ordentliches Veranlagungsverfahren 

§ 2a 1) 
1 Die direkte Bundessteuer wird ab der Steuerperiode 2001 in Anwendung 
von Art. 41 und 208 ff. DBG veranlagt und erhoben. 
2 Die im Durchschnitt der Jahre 1999 und 2000 angefallenen ausser-
ordentlichen Aufwendungen im Sinne von Art. 218 Abs. 5 DBG werden 
von den für die Steuerperiode 1999/2000 zu Grunde gelegten steuerbaren 
Einkommen abgezogen. Bereits rechtskräftige Veranlagungen werden zu 
Gunsten der steuerpflichtigen Person revidiert. 

§ 3 
Die natürlichen Personen werden von den Steuerkommissionen der 
Gemeinden veranlagt. 

§ 4 
Die juristischen Personen, die Anlagefonds und die ausländischen Perso-
nengesamtheiten ohne juristische Persönlichkeit werden vom Kantonalen 
Steueramt veranlagt. 

§ 5 
1 Die Zustimmung des Einsprechers oder der Einsprecherin und der 
übrigen Antragsteller gemäss Art. 132 Abs. 2 DBG hat schriftlich zu 
erfolgen. 
2 Die Einsprache ist zusammen mit den Zustimmungserklärungen von der 
Veranlagungsbehörde an das Steuerrekursgericht weiterzuleiten. 
3 Die Veranlagungsbehörde hat die Einsprache in eine Kontrolle einzu-
tragen und den Eingang dem Kantonalen Steueramt zu melden. 

C. Beschwerdeverfahren 

§ 6 
Das Steuerrekursgericht ist untere kantonale Beschwerdeinstanz. 

                                                                                                                    

 1) Eingefügt durch Verordnung vom 28. Juni 2000, in Kraft seit 1. Januar 2001 
(AGS 2000 S. 157). 
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§ 7 
Beschwerdeentscheide des Steuerrekursgerichtes können nach § 54 des 
Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 9. Juli 1968 1) an das 
kantonale Verwaltungsgericht weitergezogen werden. 

§ 8 
Soweit das Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer vom 14. De-
zember 1990 keine Bestimmungen enthält, gelten für das Verfahren die 
Bestimmungen des kantonalen Rechts. 

§ 9 
Die Kosten des Verfahrens vor dem Steuerrekursgericht und dem Ver-
waltungsgericht bestimmen sich nach dem Dekret über die Verfahrens-
kosten (Verfahrenskostendekret, VKD) vom 24. November 1987 2). 

D. Quellensteuer 

§ 10 
Das Veranlagungs- und Rechtsmittelverfahren richtet sich nach den für 
die kantonalrechtlichen Quellensteuern massgebenden Verfahrens-
vorschriften. 

§ 11 
Das Kantonale Steueramt erstellt die Abrechnung über die an der Quelle 
erhobene direkte Bundessteuer. 

E. Eröffnung der Veranlagung 

§ 12 
Die Veranlagungen werden durch das Kantonale Steueramt eröffnet. 

F. Bezug und Erlass 

§ 13 
Die direkte Bundessteuer wird vom Kantonalen Steueramt bezogen. 
                                                                                                                    

 1) SAR 271.100 
 2) SAR 221.150 
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§ 14 
Die Steuern der natürlichen und juristischen Personen werden jährlich 
bezogen. 

§ 15 
Das Kantonale Steueramt gibt die allgemeinen Fälligkeits- und 
Zahlungstermine durch Publikation im Amtsblatt und in aargauischen 
Tageszeitungen bekannt. 

§ 16 
Kantonale Einzahlungsstellen sind sämtliche Poststellen. 

§ 17 
Das Kantonale Steueramt bezeichnet den Vertreter oder die Vertreterin 
des Kantons in der Eidgenössischen Erlasskommission von Fall zu Fall. 

§ 18 
Für die Behandlung von Erlassgesuchen für Steuern bis zu der vom Eid-
genössischen Finanzdepartement festgelegten Höhe ist das Kantonale 
Steueramt zuständig. 

§ 19 
Das Handelsregisteramt gibt dem Kantonalen Steueramt von jeder 
Anmeldung der Löschung einer juristischen Person Kenntnis. 

§ 20 
1 Dem Kantonalen Steueramt sind der öffentlich beurkundete Kaufvertrag 
und eine Berechnung des steuerbaren Gewinnes einzureichen. 
2 Im Ausland ansässige natürliche oder juristische Personen, die nicht 
ausschliesslich nach Art. 4 Abs. 1 Bst. c oder Art. 51 Abs. 1 Bst. c DBG 
steuerpflichtig sind, haben dafür eine Bescheinigung der zuständigen 
schweizerischen Veranlagungsbehörde beizubringen. 
3 Die freiwillige Sicherstellung hat in einer gemäss Art. 169 Abs. 2 DBG 
vorgesehenen Form zu erfolgen. 
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§ 20a 1) 
1 Für die Behandlung von Gesuchen um Zustimmung zum Eintrag im 
Grundbuch nach Art. 172 DBG erhebt das Kantonale Steueramt, je nach 
Aufwand, Gebühren zwischen Fr. 50.– und Fr. 200.–. 
2 Rechtskräftige Verfügungen über Gebühren sind vollstreckbaren gericht-
lichen Urteilen im Sinne von Art. 80 Abs. 2 des Bundesgesetzes über 
Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) vom 11. April 1889 2) gleich-
gestellt. 

§ 21 
Haftungsverfügungen sind von der für die Veranlagung zuständigen 
Behörde zu erlassen. 

§ 22 
1 Alle Behörden, denen bekannt wird, dass Steuerpflichtige wegziehen 
oder dass eine Gefährdung der Forderung besteht, haben dies unverzüg-
lich dem Kantonalen Steueramt anzuzeigen. 
2 Die Fremdenpolizeiorgane haben vor Herausgabe der Ausweisschriften 
an Ausländer und Ausländerinnen festzustellen, ob die Bezahlung der 
direkten Bundessteuer erfolgt ist. Trifft dies nicht zu, so ist der Fall dem 
Kantonalen Steueramt zu melden, das für die Entrichtung der Abgabe vor 
Aushändigung der Schriften zu sorgen hat. 

G. Inventar und Siegelung 

§ 23 
1 Eine Abordnung des Gemeinderates oder eine vom Gemeinderat 
bezeichnete Amtsstelle nimmt das Inventar auf. 
2 Die gleiche Behörde ist für die Siegelung zuständig. 

                                                                                                                    

 1) Eingefügt durch Verordnung vom 18. November 1998, in Kraft seit 1. Januar 
1999 (AGS 1998 S. 315). 

 2) SR 281.1 
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H. Steuerwiderhandlungen 

§ 24 
Zur Verfolgung von Steuerhinterziehungen und von Verletzungen von 
Verfahrenspflichten ist das Kantonale Steueramt zuständig. 

§ 25 
Für die Verfolgung von Steuervergehen (Art. 186 und 187 DBG) sind die 
in der kantonalen Strafprozessordnung 1) bezeichneten Behörden zustän-
dig. 

I. Schlussbestimmungen/Inkrafttreten 

§ 26 
1 Die Verordnung zum Bundesratsbeschluss über die Erhebung einer 
direkten Bundessteuer (BdBSt) vom 14. November 1983 2) wird aufgeho-
ben. 
2 Die Verordnung zum Bundesratsbeschluss über die Erhebung einer 
direkten Bundessteuer (BdBSt) vom 14. November 1983 bleibt anwend-
bar, soweit die Bestimmungen des Bundesratsbeschlusses über die Erhe-
bung der direkten Bundessteuer vom 9. Dezember 1940 mit seitherigen 
Änderungen anwendbar bleiben. 

§ 27 
Diese Verordnung ist in der Gesetzessammlung zu publizieren und tritt 
am 1. Januar 1995 in Kraft. Sie gilt ab Steuerjahr 1995. 
 

                                                                                                                    

 1) SAR 251.100 
 2) AGS Bd. 11 S. 89 
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